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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Vierten Ministerkonferenz der WTO

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die von der Paritätischen Versammlung von Libreville vom 19.- 
22. März 2001 verabschiedete Entschließung zu den WTO-Verhandlungen,

A. in Erwägung der Vierten Ministerkonferenz der WTO, die von der WTO für den 9.- 
13. November in Katar einberufen wurde,

B. in Erwägung der bisher beispiellosen Protestbewegungen, wie zuletzt in Genua, die das 
skandalöse Vorgehen der Industrieländer in internationalen Gremien wie G7, WTO, IWF 
und Weltbank angeprangert haben, in denen es vorrangig um kommerzielle Interessen 
geht, von denen vornehmlich die großen internationalen Unternehmen und die Investoren 
profitieren, zu Lasten des Wohlergehens und der Befriedigung elementarer Bedürfnisse 
der Bevölkerung,

C. in der Erwägung, dass die beschleunigte Liberalisierung des Handels neue Probleme 
geschaffen hat, insbesondere was Fragen der sozialen Rechte und der Beschäftigung, die 
Umwelt und die kulturelle Vielfalt betrifft, die nicht allein im Rahmen der WTO gelöst 
werden können und dringend eine neue internationale Architektur und eine Klärung der 
Hierarchie der Normen erfordern,

D. in der Erwägung, dass die Protestbewegungen und die Regierungen der am wenigsten 
entwickelten Länder wiederholt zu Recht darauf hingewiesen haben, dass die 
Verhandlungsabschlüsse der WTO von Marrakesch und ihre Umsetzung die Kluft 
zwischen reichen und armen Ländern, die sozialen Probleme und die sozialen Unter-
schiede in den Ländern selbst noch verschärft und erheblich dazu beigetragen haben, dass 
sich der Zustand der Umwelt immer schneller verschlechtert,

E. in Erwägung der Tatsache, dass die am wenigsten entwickelten Länder am 2. Oktober in 
Genf ihre große Enttäuschung angesichts des Entwurfs einer Erklärung der Ministerkon-
ferenz von Katar zum Ausdruck gebracht und dazu insbesondere erklärt haben, dass sie 
keine Aufnahme von Verhandlungen über neue Themen, beispielsweise Investitionen, 
Wettbewerb und öffentliches Beschaffungswesen, wünschen, dass sie einem neuerlichen 
Abbau der Zollschranken für Industrieprodukte nicht zustimmen können, dass sie sich der 
Patentierung von Lebewesen und der Anwendung des geistigen Eigentumsrechts auf 
lebensnotwendige Arzneimittel widersetzen und dass sie hoffen, dass die Grundsätze einer 
gesonderten und differenzierten Behandlung für Entwicklungsländer endlich in die Tat 
umgesetzt werden,

F. in der Erwägung, dass die großen Epidemien, darunter AIDS, vor allem Afrika, Asien und 
Südamerika heimsuchen, sowie in Erwägung der Rechtsstreitigkeiten über die Frage des 
geistigen Eigentumsrechts, die von großen Pharma-Unternehmen gegen einzelne 
Regierungen von Entwicklungsländern angestrengt wurden,
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G. in Erwägung der Bedeutung der Lebensmittelsicherheit und des Überlebens des Bauern-
standes, sowie in der Erwägung, dass die weltweite bäuerliche Bewegung „Via 
Campesina“ die Auffassung ablehnt, wonach dem Export von Agrarerzeugnissen Vorrang 
einzuräumen ist,

H. ferner in Erwägung der legitimen Befürchtungen von Landwirten und Verbrauchern 
angesichts der Absicht großer Industriekonzerne, Lebewesen zu patentieren, und der 
Gefahr, die dies insbesondere für das Recht des Landwirts darstellt, selbst Saatgut für den 
eigenen Bedarf zu ziehen,

I. in Erwägung des technologischen Rückstands der Entwicklungsländer und der fehlenden 
Bereitschaft der Industrieländer zum Technologietransfer,

J. in Erwägung der Gefahren, die das Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen 
(GATS) für den Zugang der Weltbevölkerung zu wesentlichen öffentlichen Gütern 
darstellt, nämlich Bildung, Gesundheit und Verkehr, sowie für das Recht auf lebensnot-
wendige Güter wie Wasser,

K. in der Erwägung, dass die im Rahmen der WTO geführten Verhandlungen unter sozialen 
Gesichtspunkten sowie unter dem Gesichtspunkt der Souveränität eines Landes ungeheure 
Auswirkungen haben, zutiefst undemokratisch sind, weil sie der Denkweise des do, ut des 
verhaftet sind, auf Kosten einer Vision der Lösung der großen Probleme der Völker; in 
Erwägung des Verhandlungstempos und der Verhandlungsmethoden, die zahlreiche 
Entwicklungsländer ausschließen,

L. in der Erwägung, dass verschiedene Industrieländer von einer „Entwicklungsrunde“ 
sprechen, dass diese Bezeichnung aber wenig glaubwürdig ist, weil die vorgeschlagene 
Tagesordnung die neue Liberalisierung und die Interessen der multinationalen 
Unternehmen einerseits als Priorität behandelt, sich die Industrieländer andererseits aber 
stets weigern, Grundsatzfragen zu lösen, die für die Entwicklung jedoch ebenfalls von 
wesentlicher Bedeutung sind, wie beispielsweise Schuldenerlass, Aufhebung der 
Maßnahmen für eine strukturelle Anpassung, Anhebung der Mittel für die 
Entwicklungszusammenarbeit auf mindestens 0,7% des BIP, Ratifizierung des Protokolls 
von Kyoto und Einhaltung der Verpflichtungen von Rio,

1. ist der Auffassung, dass die WTO-Ministerkonferenz, anstatt über neue Liberalisierungen 
zu verhandeln, wie es im Entwurf der Erklärung vorgesehen ist, vielmehr auf die 
Befürchtungen eingehen sollte, die weite Teile der Weltbevölkerung im Norden wie im 
Süden über die verheerenden Auswirkungen der Ungerechtigkeiten des internationalen 
Handelssystems unter Führung der WTO für das Wohl ganzer Bevölkerungen zum 
Ausdruck gebracht haben;
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2. ist der Auffassung, dass die ungeheuren Probleme der sozialen Ungerechtigkeit, der 
Entwicklung, der Umwelt, der kulturelle Nivellierung und des Abbaus der Souveränität, 
die durch die Liberalisierung und die Deregulierung verursacht wurden, nicht durch bloße 
Erklärungen ohne Bezug zur Realität aus der Welt geschafft werden können – beispiels-
weise die Erklärung in der Präambel des Entwurfs der Erklärung der Vierten Minister-
konferenz –, sondern vielmehr dazu verpflichten, eine ernsthafte Bilanz der Abkommen 
der Uruguay-Runde und ihrer Umsetzung zu ziehen, wie das den Entwicklungsländern in 
Marrakesch zugesagt wurde;

3. fordert, dass die Abkommen von Marrakesch entsprechend dieser Bilanz neu ausgehandelt 
werden, mit dem Ziel, ein gerechtes Handelssystem zu errichten;

4.  fordert die Kommission auf, vorzuschlagen, dass ein Prozess der Demokratisierung der 
internationalen Beziehungen mit hochgesteckten Zielen eingeleitet wird, um das System 
zur Regelung des Welthandels in den Dienst der großen Ziele der Entwicklung und des 
Umweltschutzes zu stellen, die sich die internationale Gemeinschaft gesetzt hat;

5. ist diesbezüglich der Ansicht, dass die Europäische Union unbedingt die Frage des 
Kräftegleichgewichts zwischen den verschiedenen internationalen Organisationen aufs 
Tapet bringen müsste, sowie die Frage der Hierarchie der Normen und der Erhaltung der 
nationalen Souveränität in Bezug auf wesentliche Entscheidungen für die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung;

6. fordert, dass die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten Vorschläge 
ausarbeiten, um die Sonderorganisationen der Vereinten Nationen, wie IAO oder 
UNCTAD, zu stärken und sie mit wirksamen Befugnissen auszustatten; ist ferner der 
Ansicht, dass die Schaffung einer Sonderorganisation für Umweltmanagement notwendig 
ist;

7. ist der Auffassung, dass die Achtung der grundlegenden sozialen Rechte von 
fundamentaler Bedeutung ist, und wünscht in diesem Zusammenhang, dass die IAO mit 
mehr Befugnissen ausgestattet wird; wünscht ferner, dass ein multilaterales Abkommen 
innerhalb der WTO geschlossen wird, das sich auf die Pflicht aller Mitglieder zur 
Ratifizierung der Erklärung der fundamentalen Grundsätze der IAO stützt und ein System 
von Anreizen umfasst, um die Achtung dieser Normen besser zu gewährleisten, jedoch 
ohne auszuschließen, dass die IAO die Möglichkeit hat, Sanktionen vorzuschlagen;

8. ist der Auffassung, dass die Europäische Union den Forderungen der am wenigsten 
entwickelten Länder Rechnung tragen sollte, keine neuen Verhandlungsthemen auf die 
Tagesordnung zu setzen, wie beispielsweise Wettbewerb, Investitionen und Transparenz 
des öffentlichen Beschaffungswesen, und stattdessen die wesentlichen Punkte für diese 
Länder weiterzubehandeln, beispielsweise Fragen im Zusammenhang mit dem 
Technologietransfer;

9. fordert, dass die Europäische Union sich darauf einlässt, die Abkommen über das geistige 
Eigentumsrecht neu auszuhandeln, insbesondere um die Patentierung von Lebewesen zu 
verbieten und die am wenigsten entwickelten Länder von den TRIPS-Verpflichtungen 
auszunehmen, solange sie in dieser Ländergruppe verbleiben; ist der Auffassung, dass das 
Recht von Entwicklungsländern, grundlegende Arzneimittel zur Bekämpfung der großen 
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Epidemien herzustellen, ohne hohe Lizenzgebühren im Zusammenhang mit dem geistigen 
Eigentumsrecht zahlen zu müssen, ausdrücklich anerkannt werden sollte, um sie vor 
gerichtlicher Verfolgung zu schützen;

10. ist der Auffassung, dass der Grundsatz der gesonderten und differenzierten Behandlung, 
der den Entwicklungsländern in den Abkommen von Marrakesch zugesichert wurde, 
umgesetzt und zwingend vorgeschrieben werden sollte;

11. ist der Auffassung, dass das Verfahren für den Beitritt von Ländern zur WTO 
transparenter gestaltet werden muss und dass die Mitgliedstaaten aufhören müssen, von 
den Beitrittskandidaten übermäßige Zugeständnisse zu verlangen;

12. ist der Auffassung, dass das Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten demokratischer 
gestaltet werden muss, um die wesentlichen Grundsätze der Gewaltenteilung, den 
öffentlichen und transparenten Charakter der Rechtsstreitigkeiten sowie den Zugang zu 
Berufungsverfahren bei WTO-unabhängigen Instanzen, wie IAO und UNCTAD, zu 
respektieren und für die am wenigsten entwickelten Länder vereinfachte Verfahren zu 
schaffen, damit diese sich gegen unlauteren Wettbewerb, Dumping und anderen 
Missbrauch wehren können;

13. ist der Auffassung, dass eventuelle Verhandlungen über Investitionen enorme 
Auswirkungen in Bezug auf die Entwicklung, die kulturelle Vielfalt und die Souveränität 
der Staaten weit über handelspolitische Fragen hinaus hätten; spricht sich bereits jetzt 
dagegen aus, dass dieses neue Thema von der WTO behandelt wird;

14. hält das Recht aller Länder, die Lebensmittelsicherheit und das Überleben des 
Bauernstandes zu garantieren, für wesentlich und fordert die EU deshalb auf, sich in der 
WTO für das Recht der Entwicklungsländer stark zu machen, ihre Landwirtschaft gegen 
Importe zu schützen, die dieser schaden;

15. hält es aufgrund des Verbots von Tiermehl für notwendig, den Beschluss des Rates vom 8. 
Juni 1993 (93/355/EWG) zu überprüfen und die Aspekte des Abkommens über den 
Handel mit Agrarerzeugnissen, die sich auf das Memorandum zwischen der Gemeinschaft 
und den Vereinigten Staaten stützen (Blair-House-Abkommen), zu revidieren, um die 
Produktion von Öl- und Eiweißpflanzen in der EU zu fördern und den Import von 
genetisch veränderten Öl- und Eiweißpflanzen zu unterbinden;

16. fordert die Kommission auf, eine Studie über die Auswirkungen der Liberalisierung von 
Dienstleistungen vorzulegen, und spricht sich einstweilen gegen jegliche weitere 
Liberalisierung aus, insbesondere in den Bereichen, die die ureigene Domäne des Staates 
sind, wie beispielsweise Gesundheit, Bildung, Verkehr, Energie und Wasser;  

17. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung Kommission, den Mitgliedstaaten, dem 
Generaldirektor der WTO, dem Generaldirektor der IAO und dem Generalsekretär der 
UNCTAD zu übermitteln.


